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Welche Folgen hat das Kürzungsgesetz für unsere Praxen? 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

leider ist Vieles noch immer nicht klar! Am 12. 

August tagt das Kabinett und berät die Inhalte 

des Entschließungsantrags, der Ihnen allen 

bekannt ist. Er stellt aber erstmal nur eine 

Willensbekundung dar, die psychotherapeuti-

sche Versorgung der Kinder und Jugendlichen 

sowie die Versorgung bestimmter Patienten-

gruppen weiterhin extrabudgetär zu vergüten. 

Ob das Kabinett dann schon konkrete Geset-

zesformulierungen erarbeitet oder das Ganze 

an das Bundesministerium für Gesundheit 

überweisen wird, ist unklar, aber Letzteres ist 

wahrscheinlicher. Dort sitzt dann der neue 

Bundesgesundheitsminister Carsten Linne-

mann, mit dem wir bisher keine einschlägigen 

Erfahrungen gemacht haben und der bislang 

kaum als Kundiger der medizinischen Versor-

gung aufgefallen ist. Er ist Ökonom und 

Volkswirt, das wird ihn qualifizieren, Geld zu 

sparen. 

Die auf dem Entschließungsantrag basieren-

den gesetzlichen Änderungen werden dann in 

einen sogenannten „Omnibus“ einsteigen, das 

heißt sie fahren an ein anderes Gesetz ange-

hängt als Passagier mit. Das wird frühestens 

Mitte September passieren, und erst dann 

werden die Inhalte tatsächlich umgesetzt. 

Wir kämpfen im Moment dafür, dass der Ge-

setzgeber eine Passage, die den besonderen 

Schutz unserer zeit- und personengebunde-

nen Leistungen, der bisher gesetzlich veran-

kert war, wieder aufnimmt. Denn im neuen 

Gesetz wurden die beiden Passagen zur „an-

gemessenen Vergütung“, sprich zu der auf 

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 

(BSG) fußenden Honorierung unserer Leistun-

gen, einfach gestrichen.  

Was ist derzeit sicher?  

Ab dem 1. Januar 2027 wird es keine Zu-

schläge mehr für die ersten zehn Sitzungen 

einer KZT geben. Und ab dem 1. Januar wird 

die gesamte Psychotherapie in die gedeckel-

te Morbiditätsbedingte Gesamtvergütung 

(MGV) überführt.  

Basis dafür ist das Honorarvolumen aus dem 

Jahr 2025, nicht wie zwischenzeitlich ange-

nommen 2026. Die bisherige und seit 2013 

geltende extrabudgetäre Vergütung, bei der 

die Krankenkassen alle betroffenen Leistun-

gen unabhängig von deren Mengenentwick-

lung zu 100 Prozent vergüten mussten, ist 

dann Geschichte. Zur Erinnerung: Das betrifft 

die genehmigungspflichtige Psychotherapie, 

Akutbehandlungen, die Probatorik und unsere 
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sehr wichtigen Psychotherapeutischen 

Sprechstunden.  

Sicher ist auch, dass es insbesondere für halbe 

Sitze, die viel Versorgung geleistet haben und 

das auch weiterhin tun möchten, schwierig 

wird. Denn fest steht ebenfalls, dass durch das 

zukünftig gedeckelte Honorarvolumen eine 

Mengenbegrenzung kommen muss und wird. 

Keine andere Fachgruppe – und alle mussten 

selbst Kürzungen durch das Gesetz hinneh-

men – wird uns alimentieren wollen. Bundes-

weit sind aber etwa 4,5 Milliarden Euro für 

alle Psychotherapeut*innen und alle Leistun-

gen in unserem eigenen geschützten Topf, der 

uns auch gesetzlich zugesichert wurde. Mehr 

gibt es aber nicht! Damit müssen Mengen-

ausweitungen durch Sonderbedarfszulassun-

gen, neue Sitzteilungen oder mehr 

Versorgungsleistungen einer bereits beste-

henden Praxis allesamt aus diesem Volumen 

vergütet werden. 

Was ist derzeit sehr wahrscheinlich? 

Sehr wahrscheinlich ist, dass die Kassenärztli-

chen Vereinigungen (KVen) auch weiterhin die 

Rechtsprechung des BSG und damit deren 

Fundierung im Grundgesetz berücksichtigen 

werden, indem sie in den regionalen Honorar-

verteilungsmaßstäben ein Minutenvolumen 

pro Quartal, früher hieß dies zeitbezogene 

Kapazitätsgrenze („Kapa- Grenze“), festlegen 

werden. Der Umfang wird wohl auf der Voll-

auslastungshypothese der BSG-Urteile fußen, 

die sich mit 36 Sitzungen in jeweils 43 Ar-

beitswochen des Jahres = 1.548 Sitzungen im 

Jahr definiert. Innerhalb dieses Zeitrahmens 

müssten dann die Leistungen voll vergütet 

werden. Wir gehen davon aus, dass das neben 

der genehmigungspflichtigen Psychotherapie 

auch die Akutbehandlungen und die Psycho-

therapeutischen Sprechstunden umfassen 

würde. Die Grenze würde dann wie bereits 

vor 2013 in Plausi-Minuten definiert: Bei ei-

nem vollen Sitz wären das im Quartal 27.090 

Minuten. Für halbe Sitze würde die Hälfte 

gelten, was 18 Einzelsitzungen in 10,85 Wo-

chen des Quartals entsprechen würde. Be-

rücksichtigt würden aber nicht die einzelnen 

Wochen, sondern nur das Gesamtvolumen in 

Minuten pro Quartal. 

Wie kommt man nun auf diese Minutenzahl 

pro Quartal? Es sind nicht die Mindestzeiten 

der Leistungen in der Leistungslegende ge-

meint, wie 50 Minuten für eine Einzelsitzung, 

sondern die Plausibilitätszeit in Minuten wird 

herangezogen. Für fast jede Leistung ist im 

EBM ein Minutenvolumen für den Zeitauf-

wand hinterlegt, der samt Vor- und Nachbe-

reitungszeit benötigt wird (= Plausi-Zeit). Im 

gelben EBM Info Paket, das alle unsere Mit-

glieder jährlich erhalten, ist diese Zeit in einer 

Spalte in den Kompakttabellen angegeben. 

Dabei gilt es zu beachten, dass für eine Einzel-

sitzung 70 „Plausi-Minuten“ veranschlagt 

werden. Daraus ergibt sich: 43 x 36 x 70 = 

108.360 Minuten im Jahr und besagte 27.090 

Minuten im Quartal. 

Interessant ist das Ganze für die Gruppenpsy-

chotherapie, denn die hat ein sehr attraktives 

Verhältnis von Sitzungs- zu Plausi-Zeit. Bitte 

schauen Sie sich die Zeiten pro Teilnehmen-

dem/Teilnehmender in unserer EBM-

Broschüre an! Bei einer Gruppe mit drei Teil-

nehmenden sind es für 100 Minuten insge-

samt 75 Plausi-Minuten, bei einer Gruppe mit 

neun Teilnehmenden sind es insgesamt 144 

Plausi-Minuten. Dass die Plausi-Minuten in 

der Gruppe deutlich besser als die in der Ein-

zelsitzung vergütet wird, spielt dabei keine 

Rolle! 

Es ist aber nicht so, dass über diese Grenze 

hinausgehende Leistungen dann gar nicht 

mehr vergütet würden. Jedoch werden diese 

Mehrleistungen quotiert und damit wird de-
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ren Vergütung letztlich und auf Dauer dem 

freien Fall ausgesetzt. Die Einschätzungen, wie 

diese Quote aussehen wird, fallen sehr unter-

schiedlich aus, und sie wird vom Mengen-

wachstum in der jeweiligen KV abhängen.  

Sehr wahrscheinlich ist außerdem, dass die 

Versorgung von Kindern und Jugendlichen 

weiterhin extrabudgetär, also ohne Mengen-

begrenzung erbracht und abgerechnet wer-

den kann. Obwohl die Formulierung etwas 

schwammig ist, gehen wir doch davon aus, 

dass diese Altersgruppen einen besonderen 

Schutz erhalten werden. 

Was ist bisher unklar? 

Unklar ist, was mit den bisher schon in der 

MGV verorteten sogenannten Restleistungen 

(alle Leistungen der Fachkapitel 22 und 23, 

wie Grundpauschalen, 10-Minuten-Ziffern, 

aber auch die Tests und die Biographische 

Anamnese) passiert. Ein Modell wäre, dass 

diese ein bestimmtes Volumen an Plausi-

Minuten erhalten, dass den besagten 27.090 

Minuten hinzuaddiert wird oder auch nicht. 

Ersteres hat man damals bei der Kapa-Grenze 

gemacht und damit ein sicheres, also voll zu 

vergütendes Volumen von etwa 30.000 Minu-

ten gehabt. Ein Fallbezug könnte eine weitere 

denkbare Variante darstellen. Denkbar wäre 

aber auch, dass alle KVen den Umgang mit 

den Restleistungen wie bisher handhaben 

werden, also nach bundesweit sehr unter-

schiedlichen Vorgaben vorgehen. Vieles ist 

Spekulation, wir können nur wahrscheinliche 

Szenarien aufzeigen! 

Ebenso ungeklärt ist, wie die Ausnahmetatbe-

stände des Entschließungsantrags inhaltlich 

definiert und dann in Vergütungsbestimmun-

gen umgesetzt werden. Wir kämpfen natür-

lich für eine Definition, die nicht zu eng 

gefasst ist, und dafür, dass diese Leistungen 

zwingend on top der Kapa-Grenze erbracht 

werden können. Das wäre dann eventuell eine 

Ausweichmöglichkeit für halbe Sitze. 

Und unklar ist auch, wie die im Entschlie-

ßungsantrag in Aussicht gestellte Zusicherung 

umgesetzt werden soll, dass die „Versor-

gungskontinuität begonnener Behandlungen 

über den 31.12.2026 bis zum Abschluss der 

Behandlung“ sichergestellt wird. Diese Absi-

cherung kann von Vorteil sein, es kann aber 

auch eine völlige Luftnummer werden. Des-

halb können wir hier auch noch überhaupt 

keine Empfehlungen geben. Wahrscheinlich 

werden diese Leistungen mit dem Minutenvo-

lumen der Kapa-Grenze verrechnet. Unklar ist 

aber, was unter "Abschluss" verstanden wird 

und ob Akutbehandlungen dazu gehören 

werden. 

Noch ein letztes Wort zur speziellen Situation 

in der KVBW mit den dort bestehenden Selek-

tivverträgen zur psychotherapeutischen Ver-

sorgung. Bisher, unter der Ägide der 

extrabudgetären Vergütung, hat es nieman-

den  

interessiert, wie viele Leistungen im Kollektiv 

und im Selektiv abgerechnet wurden. In Zu-

kunft, mit Überführung der kollektivvertragli-

chen Leistungen in die gedeckelte MGV, 

werden die betroffenen Krankenkassen eine 

sogenannte Bereinigung fordern. Das bedeu-

tet, dass sie eine Erstattung der außerhalb des 

Systems, also im Selektivvertrag erbrachten 

Leistungen aus dem in der MGV bereitgestell-

ten Honorar fordern werden. Wir wissen der-

zeit nicht, wie diese Bereinigungsregeln 

definiert werden. Aber es ist klar, dass damit 

die im Selektivvertrag erbrachten Leistungen 

auch irgendwie in der Mengenbegrenzung der 

Kapa-Grenze mit berücksichtigt werden müs-

sen. Das fordert die Honorar- und Vertei-

lungsgerechtigkeit. 

Es ist wichtig, die Gesamtstoßrichtung der 

KVen zu verstehen: Lieber ein kleineres Volu-
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men zu 100 Prozent und damit kalkulierbarer 

Vergütung als viel Leistungsmasse mit sinken-

dem Honorar. So könnte es wenigstens Pla-

nungssicherheit geben.  

Es bleibt also weiterhin viel zu tun. Die Be-

rufspolitik ist ein Marathon – nach dem 

nächsten! 

Im September wissen wir mehr und informie-

ren wie immer zeitnah, seriös und fundiert. 

Dipl. Psych. Ulrike Böker  

Dr. Elisabeth Störmann-Gaede 

 
 
 

 

Hilfreiche Links:  

Positionspapiere des bvvp:  

https://bvvp.de/positionspapiere/ 

Hier haben wir unsere Info Aktuell zum Thema für 

Sie hinterlegt:  

https://bvvp.de/mein-

bvvp/praxismaterialien/mitgliederinfo/ 

 

 

Der Bundesverband der Vertragspsychotherapeuten – kurz bvvp – ist der Verband, der sich berufsgrup-

pen- und verfahrensübergreifend für die Interessen aller Vertragspsychotherapeut*innen eins etzt. In 

ihm haben sich etwa 6.000 Ärztliche Psychotherapeut*innen, Psychologische Psychotherapeut*innen 

sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen aller anerkannten Richtlini enverfahren zusam-

mengeschlossen. 
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